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die BergBehörden informieren

 geothermie – erdwärme 
für nordrhein-westfalen

Die von der EnergieAgen-
tur NRW herausgegebene 
Broschüre enthält die Nut-
zungsverfahren, verschiedene 
Projektbeispiele sowie die 
wichtigsten Adressen der für 
die Bewilligung von Zuschüs-
sen zuständigen Stellen.

 Jahresbericht der Bergbe-
hörden des landes nrw

Dieser jährlich erscheinende 
Bericht informiert über alle 
bergaufsichtlich relevanten 
Belange im Land NRW:
Energie und bergwirtschaft-
liche Entwicklung, Bergbau 
und Umwelt, Sicherheitstech-
nik im Bergbau sowie den 
Aufbau der Bergbehörden.

 grubengas – ein energie-
träger in nrw

Die Broschüre der Energie-
Agentur.NRW beschreibt die 
Verwertung des Grubengases 
als modernen Brennstoff . Sie 
enthält außerdem die wich-
tigsten Anschriften und Tele-
fonnummern der für Fragen 
des Grubengases zuständigen 
Ansprechpartner.

impressum

www.bra.nrw.de

In den drei im rheinischen Braunkoh-
lenrevier betriebenen Tagebauen Ham-
bach, Inden und Garzweiler werden jähr-
lich ca. 100 Mio. t Braunkohle gefördert. 
Die RWE Power AG hat für den Braun-
kohlentagebau Hambach den 3. Rah-
menbetriebsplan für die Fortführung 
des Tagebaus von 2020 bis 2030 bei der 
Bergbehörde eingereicht. Die Braunkoh-
le der Tagebaue Garzweiler und Ham-
bach wird aufgrund der relativ großen 
räumlichen Entfernung mit einer werks-
eigenen Eisenbahn zu den Kraftwerks-
standorten und Fabriken transportiert. 
Die Trasse der sog. „Hambachbahn“ 
liegt auf einer Länge von 9 km im künf-
tigen Abbaufeld des Tagebaus Hambach. 
Aufgrund des fortschreitenden Braun-

kohlenabbaus wird die Werkseisenbahn 
bis zum Jahr 2014 verlegt. Die erfor-
derlichen Baumaßnahmen werden seit 
dem Jahr 2008 durchgeführt. Die Maß-
nahme umfasst auch die parallel hier-
zu durchgeführte Verlegung der Auto-
bahn A 4 und der Bundesstraße B 477.

Der Abbau im Braunkohlentagebau In-
den wird voraussichtlich  im Jahr 2030 
beendet sein. Der im Jahr 2009 geän-
derte Braunkohlenplan sieht für die 
Zeit danach anstelle der ursprünglich 
geplanten Verfüllung die Anlage eines 
ca. 11 km² großen Restsees vor. Der See 
soll ein Volumen von ca. 800 Mio. m³
haben und vorwiegend mit Wasser aus 
der Rur befüllt werden. Nach den Plan-

unterlagen soll die Befüllung 20-25 Jah-
re dauern. Die genehmigungsrechtlichen 
Verfahren sind mit dem im Frühjahr 2011 
beantragten Rahmenbetriebsplan von 
der Bezirksregierung Arnsberg als lan-
desweit zuständige Bergbehörde einge-
leitet worden. Eine Entscheidung über 
eine Änderung des Rahmenbetriebs-
plans zur Anlage des Restsees wird auf 
der Basis der Antragsunterlagen, Stel-
lungnahmen und Einwendungen jedoch 
erst getroff en, nachdem der Verfas-
sungsgerichtshof des Landes NRW über 
eine Kommunalverfassungsbeschwerde 
gegen die Änderung des Braunkohlen-
plans für den Restsee entschieden hat. 

Das Bergwerk Prosper Haniel in Bottrop 
hat bei der Bezirksregierung Arnsberg 
im Sommer 2011 eine Änderung des 
Rahmenbetriebsplans beantragt. Grund 
für die Überplanung der bisherigen Ab-
bauvorhaben ist das Ende des subventi-
onierten Steinkohlenbergbaus 2018. Mit 
der Änderung soll die Abbautätigkeit des 
Bottroper Bergwerks optimiert und den 
aktuellen politischen und wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen angepasst 
werden. Die Abbautätigkeit im Baufeld 

Prosper Nord soll reduziert werden und 
dafür in den weniger besiedelten Bau-
feldern Ost und West mehr Kohle ab-
gebaut werden. Die Überarbeitung des 
Abbauplans erfolgt in Abstimmung mit 
der Bezirksregierung Arnsberg sowie 
unter Beteiligung der Fachbehörden und 
der Träger öff entlicher Belange. Dabei 
werden insbesondere die ökologischen 
Auswirkungen in der Kirchheller Heide 
berücksichtigt und wie bisher durch ei-
nen Monitoringarbeitskreis begleitet. 

verlegUng der hamBachBahn
im rheiniSchen BraUnkohlenrevier

Bergwerk ProSPer haniel verlagert SteinkohlenaBBaU
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Kontakt

Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und

Energie des Landes Nordrhein-Westfalen

40213 Düsseldorf 

www.mwebwv.nrw.de

Ministerium für Wirtschaft, 

Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Haroldstraße 4, 40213 Düsseldorf 

www.mwebwv.nrw.de

Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Bauen, Wohnen und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen

Jahresbericht 2010 der Bergbehörden 
des Landes Nordrhein-Westfalen
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Fünf Trainingseinsätze pro Jahr sind 
für die rund 700 freiwilligen Gruben-
wehrmänner in NRW, die sich ehren-

amtlich für den Dienst zur Verfügung 
stellen Pflicht. Die Jahresübung in 
der Hauptstelle für das Grubenret-
tungswesen in Herne absolvieren 
auch die Mitarbeiter der Bezirksre-
gierung Arnsberg. Dort kann in spezi-
ellen Schulungsräumen und Übungs- 
strecken der Einsatz der Grubenwehr-
leute für den Ernstfall simuliert wer-
den. Die schweißtreibenden Übungen, 
wie ein simulierter Rettungseinsatz bei 
30 Grad Celsius im Feuerschutzanzug, 
sind nur ein Teil des zu absolvierenden 
Programms. In voller Montur, mit einer 
30 kg schweren Ausrüstung werden 

die Mitarbeiter der Bezirksregierung 
Arnberg durch ein Dammrohr in den 
Übungsraum eingeschleust, wo es zum 
Löscheinsatz kommt und dort dann 
die Rettung einer verletzten Person 
geübt wird. Danach folgt eine Übung 
im „Gitterkäfig“, mit einem Hinder-
nisparcours. Neben der körperlichen 
Fitness, die alle 2 Jahre per Ergome-
ter- und Kraftdiagnostik nachgewie-
sen werden muss, ist eine psychische 
Stabilität und eine hohe Sachkenntnis 
über Atemschutz und Gase im Bergbau 
unerlässlich. 
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Unfälle deutlich reduziert
Die Unfallhäufigkeit konnte in allen Bergbau-
zweigen des Landes Nordrhein-Westfalen in den 
letzten Jahrzehnten deutlich reduziert werden. 
So gelang es im Steinkohlenbergbau die Unfall-
häufigkeit seit dem Jahr 2000 um mehr als zwei 
Drittel zu verringern. Im Braunkohlenbergbau 
wurde seit dem Jahr 2000 die Unfallhäufigkeit 
um knapp die Hälfte reduziert. Auch im Nichtkoh-
lenbergbau reduzierte sich die Unfallhäufigkeit in 
den letzten zehn Jahren um rund die Hälfte. 

Sicherheitsvorschriften, 
Bergaufsicht und 
Zulassungsverfahren
Die Bergbehörde leistet wichtige Beiträge bei der 
Reduzierung der Unfallhäufigkeit. So werden die 
Sicherheitsvorschriften für den Bergbau fortlau-
fend an die neuesten Erkenntnisse angepasst 
und entsprechend novelliert. Die Einhaltung der 
Sicherheitsvorschriften wird durch intensive 
Befahrungen in den Bergwerkbetrieben kontrol-
liert. Im Jahr 2011 führten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bergbehörde rund 4.500 
Kontrollen in den unter Bergaufsicht stehenden 
Betrieben und im Altbergbau durch. Ein weiteres 
Element zur Reduzierung der Unfallzahlen stellt 
das Betriebsplanverfahren dar. Für jede berg-
bauliche Tätigkeit muss das Unternehmen einen 
Betriebsplan bei der Bergbehörde zur Zulassung 
einreichen und unter anderem darlegen, wie es 
bei den Tätigkeiten Sicherheitsvorschriften ein-
hält. Die Bergbehörde hat im Jahr 2011 bei über 
1.500 Betriebsplänen und sonstigen Genehmi-
gungen entsprechende Sicherheitsprüfungen 
durchgeführt. 
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UnfallentwicklUng im BergBaU deS  
landeS nordrhein-weStfalen

Unfälle je 1 Mio. 
Arbeitsstunden

Steinkohlenbergbau

Unfälle je 1 Mio. 
Arbeitsstunden

Braunkohlenbergbau

Unfälle je 1 Mio. 
Arbeitsstunden

Nichtkohlenbergbau

Die landesweit zuständige Bergbau- und 
Energieabteilung der Bezirksregierung 
Arnsberg konnte auch im Jahr 2011 
wieder zahlreiche ausländische Besu-
chergruppen und Fachleute zum Erfah-
rungsaustausch begrüßen. Vor allem 

bei der Vermittlung von Fachwissen zu 
unterschiedlichen Themen rund um den 
Bergbau, vom Arbeits- und Gesundheits-
schutz, Explosionsschutz, des Umwelt-
schutzes  bis zu Fragen des Strukturwan-
dels und der Sanierung bergbaulicher 
Flächen sind die Ansprechpartnerinnen  
und Ansprechpartner in der Abteilung 
Bergbau und Energie in  NRW gefragt. 
Im Mai 2011 informierte sich eine Dele-
gation der türkischen Forstdirektion des 
Umweltministeriums über die deutschen 
Regelungen insbesondere bei der Verga-
be von Abbaulizenzen und der Überwa-
chung bergbaulicher Tätigkeit. Neben 
Fachvorträgen wurden in dem intensiven 
Erfahrungsaustausch auch Fragen zur 

Renaturierung und Umweltstandards 
behandelt. Im Mittelpunkt des Besuchs 
einer chinesischen Regierungsdelegation  
in Kooperation mit der Deutschen Ge-
sellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) im September 2011 standen 
Fragen zu Sicherungsmaßnahmen im 
Altbergbaubereich und zur Sanierung 
bergbaulicher Flächen.  Anschließend 
konnte sich die Delegation vor Ort auf 
dem Gelände der ehem. Zeche Radbod 
in Hamm ein Bild von der Nachnutzung 
einer ehem. Zechenfläche machen. Eine 
weitere chinesische Delegation interes-
sierte sich vor allem für Fragen zur Si-
cherheit und Vorbeugungsmaßnahmen 
im Gesundheitsschutz.

Vier Wochen einer insgesamt zwei Jahre 
dauernden Fortbildung unter der Regie 
der Deutschen Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit verbrachte 
Boldkhuyag Sanduijav aus der fernen 
Mongolei in der Bergbauabteilung der 
Bezirksregierung Arnsberg. Der ausge-
bildete Chemie- und Umweltingenieur 
erhielt in dieser Zeit einen Einblick in die 
vielfältigen Aufgabenbereiche der Berg-
bauabteilung als Genehmigungs-, Auf-
sichts- und Beratungsbehörde. Voraus-
setzung für die intensive Schulung in den 
Fachdezernaten waren gute Deutsch-

kenntnisse, die Herr Sanduijav zuvor 
in einem speziellen Deutschkurs in der 
Mongolei erworben hatte. Das Weiter-
bildungsprogramm in der Bergbehörde 
wurde speziell auf die Bedürfnisse des 
auch als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
des Zentrums für Wissenschaft und Tech-
nologie der Mongolei tätigen Umweltin-
genieurs abgestimmt. Hierzu gehörte die 
Vermittlung fachspezifischer Kenntnisse 
im Bereich der Rohstoffgewinnung im Ta-
gebau, der Untergrundspeicherung und 
Tiefbohrungen, Umweltverträglichkeits-
prüfungen und Genehmigungsverfahren.

Zum ersten Mal nahm die Bezirksregie-
rung Arnsberg 2011 am Tag des offenen 
Denkmals teil. Das Anfang des 20. Jahr-
hunderts erbaute Oberbergamtsgebäu-
de in Dortmund öffnete an diesem euro-
paweit stattfindenden Tag seine Pforten. 
Die Resonanz war überwältigend. Mehr 
als 1.200 Besucher ließen es sich nicht 
nehmen, einmal hinter die historischen 
Mauern des ehrwürdigen Gebäudes zu 
schauen. Wenige Tage zuvor war das alte 
Oberbergamtsgebäude von den Denk-
malschützern der Stadt zum „Denkmal 
des Monats“ gekürt worden Nach der 
Eröffnung des Denkmaltages der Stadt 

Dortmund durch Oberbürgermeister 
Sierau und Regierungspräsident Dr. 
Bollermann, die in dem neu renovierten 
historischen Großen Sitzungssaal statt-
fand, konnten sich die Besucherinnen 
und Besucher über die Geschichte und 
die Aufgaben der Bergbehörde, die seit 
über einem Jahrhundert ihren Sitz in 
Dortmund an der Goebenstraße hat, 
informieren. Viele Gäste schlossen sich 
den organisierten Führungen durch das 
Haus an. Eine Ausstellung zur Archi-
tektur und eine Multivisionsschau zur 
Geschichte des Hauses rundeten das 
Programm ab.

Im Januar 2011 fand auf dem Gelände 
der ehem. Zeche Hansemann in Dort-
mund ein Energie- und Rohstoffwirt-
schaftliches Symposium statt. Vor 200 
Expertinnen und Experten aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Politik stellten 
Wirtschaftsminister Voigtsberger und 
die im NRW-Landtag vertretenen Par-
teien der SPD, der CDU und Bündnis 
90/Die Grünen die Kernpunkte für die 
künftige Energiepolitik des Landes dar. 
Regierungspräsident Dr. Bollermann 
stellte eine umfassende und rechtzei-

tige Information sowie eine frühzeitige 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger an Planungen von Großvorhaben in 
den Mittelpunkt seines Vortrages. Ein 
weiteres Energiewirtschaftliches Sym-
posium unter Federführung der Wirt-
schaftsförderung metropoleruhr GmbH 
fand am 13. Februar 2012 in Hagen 
statt. Schwerpunkt war dabei der Atom-
ausstieg und die damit verbundenen 
Konsequenzen für die Energiewende in 
NRW und Deutschland. 

aUSländiSche delegationen ZU gaSt

Praktikant aUS dem fernen oSten

tag deS offenen denkmalS

rohStoff- Und energiewirtSchaftlicheS SymPoSiUm

Sicherheit Unter tage
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BeSchäftigte Und fördermengen im BergBaU 
deS landeS nordrhein-weStfalen

Steinkohle Braunkohle eisenerz, marmor, 
kaolin, Spezialton, 

Schieferton, Quarzsand 
und Quarzit

Steinsalz und 
industriesole
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Werte für 2011 vorläufig. Aus darstellungstechnischen Gründen wurden in den Tabellen verschiedene Maßstäbe verwendet.

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 
in 1.000 

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 
in 1.000 

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 

Gemeinsam mit der Technischen Fach-
hochschule Georg Agricola Bochum 
veranstaltete die Bezirksregierung Arns-
berg im Juli 2011 eine Fachtagung mit 
rund 200 Vertreterinnen und Vertretern 
von Kommunen, Wissenschaft und Ver-
waltung aus ganz NRW. Themenfelder 
waren Gefährdungspotentiale für Tages-
brüche, Risiken beim Wiederanstieg von 
Grubenwasser, Nutzungsmöglichkeiten 
auf stillgelegten Betriebsflächen. Im 
Mittelpunkt standen auch rechtliche 
Fragen, die sich aus diesen Zusammen-
hängen ergeben. Darüber hinaus wur-

den an Beispielen die Möglichkeiten 
aufgezeigt, über das „Fachinformati-
onssystems Gefährdungspotenziale des 
Untergrundes in NRW“ (FIS-GDU) Infor-
mationen über potenzielle bergbaulich 
bedingte Gefährdungen zu erhalten. 
Dieses Fachinformationssystem hat die 
Bezirksregierung Arnsberg gemeinsam 
mit dem Geologischen Dienst NRW ein-
gerichtet. FIS-GDU ist für interessierte 
Bürgerinnen und Bürger, Interessens-
gruppen, Kommunen und Verbände 
entwickelt worden. Informationen hierzu 
unter www.gdu.nrw.de.

Im Herbst 2011 ist das Raumordnungs-
verfahren für eine insgesamt 116 Ki-
lometer lange Stromtrasse von Dort-
mund nach Betzdorf-Dauersberg in 
Rheinland-Pfalz beendet worden. Im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
hatten über 1000 Einwender die Gele-
genheit genutzt und ihre Anregungen 
und Bedenken formuliert. Daneben wa-
ren 105 öffentliche Stellen wie Kreise, 
Kommunen, Verbände und Institutionen 
aufgefordert, eine Stellungnahme zu 
dem geplanten Trassenverlauf abzu-
geben. Die 110-/380-Kilovolt-Höchst-

spannungsfreileitung ist Bestandteil des 
europäischen Höchstspannungsnetzes 
und soll den zunehmend erzeugten 
Strom aus Windparks im Norden in die 
Verbraucherschwerpunkte im Süden 
Deutschlands transportieren. Die neuen 
Leitungskapazitäten sollen möglichen 
Übertragungsengpässen entgegenwir-
ken. Im Laufe des Jahres 2012 wird das 
erste von insgesamt vier Planfeststel-
lungsverfahren für den rund 100 km lan-
gen Leitungsabschnitt in NRW und den 
16 km langen Abschnitt in Rheinland-
Pfalz eingeleitet werden.

Das Förderprogramm progres.nrw. ist 
ein wichtiges Förderinstrument für den 
effizienten Umgang mit Energie und 
den Einsatz regenerativer Energien in 
NRW. Das Förderprogramm wird regel-
mäßig aktualisiert und so an die sich 
ändernden Rahmenbedingungen des 
Energieausbaus angepasst. Im Jahr 
2011 konnten im Rahmen der Mark-
teinführung über 3.200 Einzelprojekte 
mit einem Gesamtvolumen von fast 11 
Mio. Euro gefördert werden. Das Pro-
gramm bietet eine breite Palette an 
Fördermöglichkeiten, um den Einsatz 

regenerativer Energien in NRW voran-
zubringen. So wurden beispielsweise 
369 Passivhausprojekte, 836 Lüftungs-
anlagen mit Wärmerückgewinnung und 
731 Solarkollektoranlagen gefördert. Die 
Landesregierung setzt das erfolgreiche 
Programm mit den Bausteinen „Mark-
teinführung“, „Innovation“, „Energie-
konzepte und Energieberatung“ daher 
auch im Jahr 2012 fort. Insgesamt wur-
den in den drei Programmbereichen im 
Jahr 2011 Fördermittel in Höhe von rund 
57 Millionen Euro bewilligt.

Die Energiewende in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist zu einem zentra-
len gesellschaftlichen Thema gewor-
den. Die Bezirksregierung Arnsberg als 
nordrhein-westfälische Bergbau- und 
Energiebehörde hat im Jahr 2011 als 
bundesweit erste Region eine Mach-
barkeitsstudie zu den Potenzialen Er-
neuerbarer Energien vorgelegt. Zu den 
Ergebnissen der Studie ist ein Akti-
onsprogramm aufgelegt worden, um 
den Ausbau Erneuerbarer Energien in 
der Region flächendeckend zu fördern 
und zu unterstützen. Eine eingerichte-
te Projektgruppe mit Expertinnen und 

Experten aus dem Energiebereich bün-
delt die Kenntnisse und Interessen der 
Region, berät Kommunen, Wirtschaft 
und Wissenschaft und begleitet Pro-
jektvorhaben von der Antragstellung bis 
zur Realisierung. Die Bezirksregierung 
Arnsberg hat den „Arnsberger Dialog“ 
initiiert, um mit den Akteuren der Politik, 
Wissenschaft und Wirtschaft wie Ener-
gieversorgern und Netzbetreibern kon-
krete Strategien zu erörtern. Der Dialog 
soll auch dazu beitragen, Netzwerke zu 
stärken und Kenntnisse, Erfahrungen 
und Zielvorstellungen zu bündeln. Durch 
Kooperationen mit den Hochschulen 

und den Energieversorgern des Bezirks 
sollen Projektideen konkretisiert wer-
den. Als bundesweit erste Region wird 
derzeit ein Sachlicher Teilabschnitt 
Energie für den Regionalplan Südwest-
falen erarbeitet. Es besteht Konsens 
zwischen allen 5 Kreisen in Südwestfa-
len zur Zusammenarbeit im Sinne der 
Energiewende. Die Gutachter der Studie 
sehen es als realistisch an, den Anteil 
regenerativer Energien an der Strom-
erzeugung in der Region von knapp 
8 Prozent auf 30 Prozent zu steigern. 
Zurzeit beträgt der Anteil im Bundes-
durchschnitt rund 16 Prozent. 

fachtagUng altBergBaU

aUSBaU der hochSPannUngSnetZe

förderUng regenerativer energien

energiewende im regierUngSBeZirk arnSBerg



Kö
ln

D
et

m
ol

d

A
rn

sb
er

g

M
ün

st
er

Bi
el

ef
el

dH
er

fo
rd

Lü
bb

ec
ke

M
in

de
n H

or
n-

Ba
d 

M
ei

nb
er

g

Pa
de

rb
or

n

Li
pp

st
ad

t
H

am
m

U
nn

a

D
or

tm
un

d
Bo

ch
um

Is
er

lo
hn

Es
se

n

W
up

pe
rt

al

Le
nn

es
ta

dt

A
tt

en
do

rn

G
um

m
er

sb
ac

h

Ib
be

nb
ür

en
N

eu
en

ki
rc

he
n

A
ha

us

G
ro

na
u

Co
es

fe
ld

H
al

te
rn

W
es

el
Xa

nt
en

D
ui

sb
ur

g

O
be

rh
.

G
re

ve
nb

ro
ic

h
H

üc
ke

lh
.

Es
ch

w
ei

le
r

A
ac

he
n

Zü
lp

ic
h

M
ec

he
rn

ic
h

M
on

sc
ha

u

Rh
ei

nb
ac

h

Si
eg

bu
rg

Br
üh

l

Be
rg

he
im

Rü
th

en

Br
ilo

n

Be
st

w
ig

W
in

te
rb

er
g

Sc
hm

al
le

nb
er

g

Ba
d 

Be
rle

bu
rg

Si
eg

en

So
es

t

L
eg

en
d

e:
S

te
in

ko
h

le

Br
au

nk
oh

le
Sa

lz
E

is
en

er
z

E
rd

ga
s

Q
u

ar
zs

an
d

- 
u

n
d

 Q
u

ar
zk

ie
s

T
o

n

S
ch

w
er

sp
at

S
an

d
st

ei
n

K
ao

lin

S
ch

ie
fe

r

M
ar

m
o

r

So
le

K
o

ke
re

i

B
ri

ke
tt

fa
b

ri
k

K
ra

ft
w

er
k

so
n

st
ig

er
 T

ag
es

b
et

ri
eb

D
Ü

SS
EL

D
O

RF

Ka
m

en
Re

ck
lin

gh
.

G
el

se
nk

.

M
oe

rs

D
ür

en

BO
N

N

NEI
GLE

B

E
D

N
AL

RE
DEI

N

neshcasredei
N

nesse
H

zlafP-dnalnieh
R

M
in

is
te

riu
m

 fü
r W

irt
sc

ha
ft,

En
er

gi
e,

 In
du

st
rie

, M
itt

el
st

an
d

un
d 

H
an

dw
er

k 
de

s 
La

nd
es

N
or

dr
he

in
-W

es
tfa

le
n

4 eßartsdlora
H

frodlessü
D 31204

edröhebsednaL etsreb
O

20-738
1120

:.leT
00

22
7-38

1120
:xaF

m
w

eb
w

v.
nr

w
.d

e
@elletstsop:lia

m-E
m

w
eb

w
v.

nr
w

.d
e

.w
w

w
 :tenretnI

,grebsnr
A gnureigerskrize

B
dnu uabgre

B gnulietb
A

W
R

N ni eigrenE

52 eßartsnebeo
G

dnu
mtro

D 53144
02

93
1 

82
-3

64
7

:.leT
:xaF E-

m
ai

l:
re

gi
st

ra
tu

r-
do

@
br

a.
nr

w
.d

e
In

te
rn

et
: w

w
w

.b
ra

.n
rw

.d
e

St
an

do
rt

 D
ür

en

Jo
se

f-S
ch

re
ge

l-S
tra

ße
 2

1
52

34
9 

D
ür

en
Te

l.:
 

02
42

1
94

40
-0

Fa
x:

 
02

42
1

40
45

-2
1

E
-M

ai
l: 

re
gi

st
ra

tu
r-

do
@

br
a.

nr
w

.d
e

In
te

rn
et

: w
w

w
.b

ra
.n

rw
.d

e

02
93

1 
82

-3
62

4

Die Bezirksregierung Arnsberg setzt 
sich für eine bürgernahe Beteiligung 
und transparente Entscheidungen bei 
der Genehmigung von Planungsvorha-
ben ein. Die öffentliche Diskussion über 
geplante Erdgaserkundungsbohrungen 
(Fracking) im Münsterland hat auch die 
Frage aufgeworfen, ob das novellierte 
Bundesberggesetz noch zeitgemäß ist. 
Mit dieser Frage ist sowohl eine stärkere 
Verankerung des Umweltschutzgedan-
kens als auch der von vielen Bürgerinnen 
und Bürgern eingeforderte Aspekt der 
Partizipation an Verfahren verbunden. 
Die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung hat die Vorschläge der Bezirks-
regierung Arnsberg zur Änderung des 
Bundesberggesetzes aufgegriffen und 
im Juni 2011 eine Bundesratsinitiative 
eingebracht. Sie befürwortet, dass bei 
der Genehmigung insbesondere von 

Fracking-Vorhaben Umweltverträglich-
keitsprüfungen  vorgeschrieben werden. 
Die durch die Diskussion angeregten 
weiteren politischen Entscheidungen 
bleiben abzuwarten. Die Bezirksregie-
rung Arnsberg hat den Dialog in einem 
Expertenfachgespräch im März 2011 an 

dem rund 80 ausgewählte Gäste aus 
Politik, Verwaltung, Bürgerinitiativen 
sowie aus Wissenschaft und Wirtschaft 
teilgenommen haben, eröffnet und mit 
mehreren Informations- und Dialog-
veranstaltungen zur Gasgewinnung 
fortgesetzt. Die nordrhein-westfälische 
Landesregierung und der Bund haben 
zur Beurteilung möglicher Risiken Gut-
achten in Auftrag gegeben, deren Er-
gebnisse voraussichtlich bis Mitte 2012 
vorliegen. 
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Die Abteilung Bergbau und Energie in 
NRW der Bezirksregierung Arnsberg ist 
Bewilligungsbehörde für die Fördermit-
tel, mit denen das Land NRW zahlreiche 
neue innovative Techniken zur Nutzung 
unerschöpflicher Energiequellen und 
der rationellen Energieverwendung 
fördert. Für die Hochschule Bochum 
ist die Errichtung eines Forschungs-
zentrums für die Gewinnung von Erd-
wärme mit rund 11 Mio. Euro bewilligt 
worden. Dies ist in Deutschland die 

weitaus höchste Investition in ein geo-
thermisches Forschungsinstitut. Mit 
dem Forschungszentrum will das Land 
Nordrhein-Westfalen seine Position bei 
den Geotechnologien weiter ausbauen. 
Im Geotechnikum sollen Technologien 
für die Erschließung der Erdwärme wei-
terentwickelt, erprobt und für die An-
wendung vorbereitet werden. Zentrales 
Element des Geotechnikums soll eine 
Coiled-Tubing-Bohranlage sein, mit der 
Tiefbohrungen bis 5.000 m ausgeführt 

werden können. Bei diesem Bohrver-
fahren wird die Bohrstange nicht ab-
schnittsweise aneinander geschraubt, 
sondern kann von einer Trommel auf- 
und abgewickelt werden. Hierdurch las-
sen sich Bohrungen in den für die Geo-
thermie bedeutsamen Bodenhorizonten 
erheblich schneller durchführen als mit 
herkömmlichen Bohranlagen. 

forSchUng ZUr gewinnUng von erdwärme

SUche nach Unkonventionellen erdgaSlagerStätten

Im Land Nordrhein-Westfalen befinden 
sich mehr als 60.000 verlassene, oft 
potentiell gefährliche Schächte, Licht-
löcher und Stollenmundlöcher des Alt-
bergbaus. Die Abteilung „Bergbau und 
Energie in NRW“ ist als Bergbehörde 
NRW landesweit für die Abwehr von Ge-
fahren aus verlassenen Grubenbauen 
zuständig.

Aufgrund von mangelhaften Siche-
rungen und äußerer Einwirkungen u. a. 
durch Wassereintritte ist davon auszu-
gehen, dass sich auf Dauer die Wahr-
scheinlichkeit eines Schadenseintritts 
erhöht. Um Schäden möglichst schon im 
Vorfeld zu verhindern, betreibt die Berg-
behörde NRW seit Anfang des Jahres 
2011 ein Risikomanagementsystem für 
verlassene Schächte des Bergbaus. Da-
durch konnten seitdem zahlreiche Ge-
fährdungsbereiche präventiv gesichert 
werden. Das Land NRW hat im Jahr 2011 
rund 8 Mio. Euro für die Sicherung von 
verlassenen Grubenbauen aufgewendet.

Für die Umsetzung des Risikomanage-
ments wurde eine Projektgruppe ein-
gerichtet. Sie befasst sich zurzeit mit  
2.400 Schächten, für die es keinen 
Ordnungspflichtigen mehr gibt. Die 
Landesregierung hat im Haushaltsjahr 
2011 zur Umsetzung des Risikoma-

nagements zusätzlich 2 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt und drei neue Stellen 
bei der Bergbehörde Arnsberg einge-
richtet. So konnten anhand einer syste-
matischen Risikobewertung zahlreiche 
Maßnahmen an Schächten mit hohem 
Tagesbruchrisiko realisiert werden. Die 
Bearbeitungsschwerpunkte lagen im 
südlichen Ruhrgebiet, im Gebiet der 
Städte Sprockhövel, Hattingen und Es-
sen. Im Essener Stadtgebiet stand eine 
Schule an der Planckstraße besonders 
im Fokus. Im Jahr 2012 werden Unter-
suchungs- und Sicherungsmaßnahmen 
mindestens in der gleichen Größenord-
nung abgewickelt. 

riSikomanagement altBergBaU
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Die Bezirksregierung Arnsberg setzt 
sich für eine bürgernahe Beteiligung 
und transparente Entscheidungen bei 
der Genehmigung von Planungsvorha-
ben ein. Die öffentliche Diskussion über 
geplante Erdgaserkundungsbohrungen 
(Fracking) im Münsterland hat auch die 
Frage aufgeworfen, ob das novellierte 
Bundesberggesetz noch zeitgemäß ist. 
Mit dieser Frage ist sowohl eine stärkere 
Verankerung des Umweltschutzgedan-
kens als auch der von vielen Bürgerinnen 
und Bürgern eingeforderte Aspekt der 
Partizipation an Verfahren verbunden. 
Die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung hat die Vorschläge der Bezirks-
regierung Arnsberg zur Änderung des 
Bundesberggesetzes aufgegriffen und 
im Juni 2011 eine Bundesratsinitiative 
eingebracht. Sie befürwortet, dass bei 
der Genehmigung insbesondere von 

Fracking-Vorhaben Umweltverträglich-
keitsprüfungen  vorgeschrieben werden. 
Die durch die Diskussion angeregten 
weiteren politischen Entscheidungen 
bleiben abzuwarten. Die Bezirksregie-
rung Arnsberg hat den Dialog in einem 
Expertenfachgespräch im März 2011 an 

dem rund 80 ausgewählte Gäste aus 
Politik, Verwaltung, Bürgerinitiativen 
sowie aus Wissenschaft und Wirtschaft 
teilgenommen haben, eröffnet und mit 
mehreren Informations- und Dialog-
veranstaltungen zur Gasgewinnung 
fortgesetzt. Die nordrhein-westfälische 
Landesregierung und der Bund haben 
zur Beurteilung möglicher Risiken Gut-
achten in Auftrag gegeben, deren Er-
gebnisse voraussichtlich bis Mitte 2012 
vorliegen. 
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Die Abteilung Bergbau und Energie in 
NRW der Bezirksregierung Arnsberg ist 
Bewilligungsbehörde für die Fördermit-
tel, mit denen das Land NRW zahlreiche 
neue innovative Techniken zur Nutzung 
unerschöpflicher Energiequellen und 
der rationellen Energieverwendung 
fördert. Für die Hochschule Bochum 
ist die Errichtung eines Forschungs-
zentrums für die Gewinnung von Erd-
wärme mit rund 11 Mio. Euro bewilligt 
worden. Dies ist in Deutschland die 

weitaus höchste Investition in ein geo-
thermisches Forschungsinstitut. Mit 
dem Forschungszentrum will das Land 
Nordrhein-Westfalen seine Position bei 
den Geotechnologien weiter ausbauen. 
Im Geotechnikum sollen Technologien 
für die Erschließung der Erdwärme wei-
terentwickelt, erprobt und für die An-
wendung vorbereitet werden. Zentrales 
Element des Geotechnikums soll eine 
Coiled-Tubing-Bohranlage sein, mit der 
Tiefbohrungen bis 5.000 m ausgeführt 

werden können. Bei diesem Bohrver-
fahren wird die Bohrstange nicht ab-
schnittsweise aneinander geschraubt, 
sondern kann von einer Trommel auf- 
und abgewickelt werden. Hierdurch las-
sen sich Bohrungen in den für die Geo-
thermie bedeutsamen Bodenhorizonten 
erheblich schneller durchführen als mit 
herkömmlichen Bohranlagen. 

forSchUng ZUr gewinnUng von erdwärme

SUche nach Unkonventionellen erdgaSlagerStätten

Im Land Nordrhein-Westfalen befinden 
sich mehr als 60.000 verlassene, oft 
potentiell gefährliche Schächte, Licht-
löcher und Stollenmundlöcher des Alt-
bergbaus. Die Abteilung „Bergbau und 
Energie in NRW“ ist als Bergbehörde 
NRW landesweit für die Abwehr von Ge-
fahren aus verlassenen Grubenbauen 
zuständig.

Aufgrund von mangelhaften Siche-
rungen und äußerer Einwirkungen u. a. 
durch Wassereintritte ist davon auszu-
gehen, dass sich auf Dauer die Wahr-
scheinlichkeit eines Schadenseintritts 
erhöht. Um Schäden möglichst schon im 
Vorfeld zu verhindern, betreibt die Berg-
behörde NRW seit Anfang des Jahres 
2011 ein Risikomanagementsystem für 
verlassene Schächte des Bergbaus. Da-
durch konnten seitdem zahlreiche Ge-
fährdungsbereiche präventiv gesichert 
werden. Das Land NRW hat im Jahr 2011 
rund 8 Mio. Euro für die Sicherung von 
verlassenen Grubenbauen aufgewendet.

Für die Umsetzung des Risikomanage-
ments wurde eine Projektgruppe ein-
gerichtet. Sie befasst sich zurzeit mit  
2.400 Schächten, für die es keinen 
Ordnungspflichtigen mehr gibt. Die 
Landesregierung hat im Haushaltsjahr 
2011 zur Umsetzung des Risikoma-

nagements zusätzlich 2 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt und drei neue Stellen 
bei der Bergbehörde Arnsberg einge-
richtet. So konnten anhand einer syste-
matischen Risikobewertung zahlreiche 
Maßnahmen an Schächten mit hohem 
Tagesbruchrisiko realisiert werden. Die 
Bearbeitungsschwerpunkte lagen im 
südlichen Ruhrgebiet, im Gebiet der 
Städte Sprockhövel, Hattingen und Es-
sen. Im Essener Stadtgebiet stand eine 
Schule an der Planckstraße besonders 
im Fokus. Im Jahr 2012 werden Unter-
suchungs- und Sicherungsmaßnahmen 
mindestens in der gleichen Größenord-
nung abgewickelt. 
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BeSchäftigte Und fördermengen im BergBaU 
deS landeS nordrhein-weStfalen

Steinkohle Braunkohle eisenerz, marmor, 
kaolin, Spezialton, 

Schieferton, Quarzsand 
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Werte für 2011 vorläufig. Aus darstellungstechnischen Gründen wurden in den Tabellen verschiedene Maßstäbe verwendet.

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 
in 1.000 

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 
in 1.000 

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 

Fördermengen 
in Mio. t

Beschäftigte 

Gemeinsam mit der Technischen Fach-
hochschule Georg Agricola Bochum 
veranstaltete die Bezirksregierung Arns-
berg im Juli 2011 eine Fachtagung mit 
rund 200 Vertreterinnen und Vertretern 
von Kommunen, Wissenschaft und Ver-
waltung aus ganz NRW. Themenfelder 
waren Gefährdungspotentiale für Tages-
brüche, Risiken beim Wiederanstieg von 
Grubenwasser, Nutzungsmöglichkeiten 
auf stillgelegten Betriebsflächen. Im 
Mittelpunkt standen auch rechtliche 
Fragen, die sich aus diesen Zusammen-
hängen ergeben. Darüber hinaus wur-

den an Beispielen die Möglichkeiten 
aufgezeigt, über das „Fachinformati-
onssystems Gefährdungspotenziale des 
Untergrundes in NRW“ (FIS-GDU) Infor-
mationen über potenzielle bergbaulich 
bedingte Gefährdungen zu erhalten. 
Dieses Fachinformationssystem hat die 
Bezirksregierung Arnsberg gemeinsam 
mit dem Geologischen Dienst NRW ein-
gerichtet. FIS-GDU ist für interessierte 
Bürgerinnen und Bürger, Interessens-
gruppen, Kommunen und Verbände 
entwickelt worden. Informationen hierzu 
unter www.gdu.nrw.de.

Im Herbst 2011 ist das Raumordnungs-
verfahren für eine insgesamt 116 Ki-
lometer lange Stromtrasse von Dort-
mund nach Betzdorf-Dauersberg in 
Rheinland-Pfalz beendet worden. Im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
hatten über 1000 Einwender die Gele-
genheit genutzt und ihre Anregungen 
und Bedenken formuliert. Daneben wa-
ren 105 öffentliche Stellen wie Kreise, 
Kommunen, Verbände und Institutionen 
aufgefordert, eine Stellungnahme zu 
dem geplanten Trassenverlauf abzu-
geben. Die 110-/380-Kilovolt-Höchst-

spannungsfreileitung ist Bestandteil des 
europäischen Höchstspannungsnetzes 
und soll den zunehmend erzeugten 
Strom aus Windparks im Norden in die 
Verbraucherschwerpunkte im Süden 
Deutschlands transportieren. Die neuen 
Leitungskapazitäten sollen möglichen 
Übertragungsengpässen entgegenwir-
ken. Im Laufe des Jahres 2012 wird das 
erste von insgesamt vier Planfeststel-
lungsverfahren für den rund 100 km lan-
gen Leitungsabschnitt in NRW und den 
16 km langen Abschnitt in Rheinland-
Pfalz eingeleitet werden.

Das Förderprogramm progres.nrw. ist 
ein wichtiges Förderinstrument für den 
effizienten Umgang mit Energie und 
den Einsatz regenerativer Energien in 
NRW. Das Förderprogramm wird regel-
mäßig aktualisiert und so an die sich 
ändernden Rahmenbedingungen des 
Energieausbaus angepasst. Im Jahr 
2011 konnten im Rahmen der Mark-
teinführung über 3.200 Einzelprojekte 
mit einem Gesamtvolumen von fast 11 
Mio. Euro gefördert werden. Das Pro-
gramm bietet eine breite Palette an 
Fördermöglichkeiten, um den Einsatz 

regenerativer Energien in NRW voran-
zubringen. So wurden beispielsweise 
369 Passivhausprojekte, 836 Lüftungs-
anlagen mit Wärmerückgewinnung und 
731 Solarkollektoranlagen gefördert. Die 
Landesregierung setzt das erfolgreiche 
Programm mit den Bausteinen „Mark-
teinführung“, „Innovation“, „Energie-
konzepte und Energieberatung“ daher 
auch im Jahr 2012 fort. Insgesamt wur-
den in den drei Programmbereichen im 
Jahr 2011 Fördermittel in Höhe von rund 
57 Millionen Euro bewilligt.

Die Energiewende in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist zu einem zentra-
len gesellschaftlichen Thema gewor-
den. Die Bezirksregierung Arnsberg als 
nordrhein-westfälische Bergbau- und 
Energiebehörde hat im Jahr 2011 als 
bundesweit erste Region eine Mach-
barkeitsstudie zu den Potenzialen Er-
neuerbarer Energien vorgelegt. Zu den 
Ergebnissen der Studie ist ein Akti-
onsprogramm aufgelegt worden, um 
den Ausbau Erneuerbarer Energien in 
der Region flächendeckend zu fördern 
und zu unterstützen. Eine eingerichte-
te Projektgruppe mit Expertinnen und 

Experten aus dem Energiebereich bün-
delt die Kenntnisse und Interessen der 
Region, berät Kommunen, Wirtschaft 
und Wissenschaft und begleitet Pro-
jektvorhaben von der Antragstellung bis 
zur Realisierung. Die Bezirksregierung 
Arnsberg hat den „Arnsberger Dialog“ 
initiiert, um mit den Akteuren der Politik, 
Wissenschaft und Wirtschaft wie Ener-
gieversorgern und Netzbetreibern kon-
krete Strategien zu erörtern. Der Dialog 
soll auch dazu beitragen, Netzwerke zu 
stärken und Kenntnisse, Erfahrungen 
und Zielvorstellungen zu bündeln. Durch 
Kooperationen mit den Hochschulen 

und den Energieversorgern des Bezirks 
sollen Projektideen konkretisiert wer-
den. Als bundesweit erste Region wird 
derzeit ein Sachlicher Teilabschnitt 
Energie für den Regionalplan Südwest-
falen erarbeitet. Es besteht Konsens 
zwischen allen 5 Kreisen in Südwestfa-
len zur Zusammenarbeit im Sinne der 
Energiewende. Die Gutachter der Studie 
sehen es als realistisch an, den Anteil 
regenerativer Energien an der Strom-
erzeugung in der Region von knapp 
8 Prozent auf 30 Prozent zu steigern. 
Zurzeit beträgt der Anteil im Bundes-
durchschnitt rund 16 Prozent. 

fachtagUng altBergBaU

aUSBaU der hochSPannUngSnetZe

förderUng regenerativer energien

energiewende im regierUngSBeZirk arnSBerg



Fünf Trainingseinsätze pro Jahr sind 
für die rund 700 freiwilligen Gruben-
wehrmänner in NRW, die sich ehren-

amtlich für den Dienst zur Verfügung 
stellen Pflicht. Die Jahresübung in 
der Hauptstelle für das Grubenret-
tungswesen in Herne absolvieren 
auch die Mitarbeiter der Bezirksre-
gierung Arnsberg. Dort kann in spezi-
ellen Schulungsräumen und Übungs- 
strecken der Einsatz der Grubenwehr-
leute für den Ernstfall simuliert wer-
den. Die schweißtreibenden Übungen, 
wie ein simulierter Rettungseinsatz bei 
30 Grad Celsius im Feuerschutzanzug, 
sind nur ein Teil des zu absolvierenden 
Programms. In voller Montur, mit einer 
30 kg schweren Ausrüstung werden 

die Mitarbeiter der Bezirksregierung 
Arnberg durch ein Dammrohr in den 
Übungsraum eingeschleust, wo es zum 
Löscheinsatz kommt und dort dann 
die Rettung einer verletzten Person 
geübt wird. Danach folgt eine Übung 
im „Gitterkäfig“, mit einem Hinder-
nisparcours. Neben der körperlichen 
Fitness, die alle 2 Jahre per Ergome-
ter- und Kraftdiagnostik nachgewie-
sen werden muss, ist eine psychische 
Stabilität und eine hohe Sachkenntnis 
über Atemschutz und Gase im Bergbau 
unerlässlich. 
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Unfälle deutlich reduziert
Die Unfallhäufigkeit konnte in allen Bergbau-
zweigen des Landes Nordrhein-Westfalen in den 
letzten Jahrzehnten deutlich reduziert werden. 
So gelang es im Steinkohlenbergbau die Unfall-
häufigkeit seit dem Jahr 2000 um mehr als zwei 
Drittel zu verringern. Im Braunkohlenbergbau 
wurde seit dem Jahr 2000 die Unfallhäufigkeit 
um knapp die Hälfte reduziert. Auch im Nichtkoh-
lenbergbau reduzierte sich die Unfallhäufigkeit in 
den letzten zehn Jahren um rund die Hälfte. 

Sicherheitsvorschriften, 
Bergaufsicht und 
Zulassungsverfahren
Die Bergbehörde leistet wichtige Beiträge bei der 
Reduzierung der Unfallhäufigkeit. So werden die 
Sicherheitsvorschriften für den Bergbau fortlau-
fend an die neuesten Erkenntnisse angepasst 
und entsprechend novelliert. Die Einhaltung der 
Sicherheitsvorschriften wird durch intensive 
Befahrungen in den Bergwerkbetrieben kontrol-
liert. Im Jahr 2011 führten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bergbehörde rund 4.500 
Kontrollen in den unter Bergaufsicht stehenden 
Betrieben und im Altbergbau durch. Ein weiteres 
Element zur Reduzierung der Unfallzahlen stellt 
das Betriebsplanverfahren dar. Für jede berg-
bauliche Tätigkeit muss das Unternehmen einen 
Betriebsplan bei der Bergbehörde zur Zulassung 
einreichen und unter anderem darlegen, wie es 
bei den Tätigkeiten Sicherheitsvorschriften ein-
hält. Die Bergbehörde hat im Jahr 2011 bei über 
1.500 Betriebsplänen und sonstigen Genehmi-
gungen entsprechende Sicherheitsprüfungen 
durchgeführt. 
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UnfallentwicklUng im BergBaU deS  
landeS nordrhein-weStfalen

Unfälle je 1 Mio. 
Arbeitsstunden

Steinkohlenbergbau

Unfälle je 1 Mio. 
Arbeitsstunden

Braunkohlenbergbau

Unfälle je 1 Mio. 
Arbeitsstunden

Nichtkohlenbergbau

Die landesweit zuständige Bergbau- und 
Energieabteilung der Bezirksregierung 
Arnsberg konnte auch im Jahr 2011 
wieder zahlreiche ausländische Besu-
chergruppen und Fachleute zum Erfah-
rungsaustausch begrüßen. Vor allem 

bei der Vermittlung von Fachwissen zu 
unterschiedlichen Themen rund um den 
Bergbau, vom Arbeits- und Gesundheits-
schutz, Explosionsschutz, des Umwelt-
schutzes  bis zu Fragen des Strukturwan-
dels und der Sanierung bergbaulicher 
Flächen sind die Ansprechpartnerinnen  
und Ansprechpartner in der Abteilung 
Bergbau und Energie in  NRW gefragt. 
Im Mai 2011 informierte sich eine Dele-
gation der türkischen Forstdirektion des 
Umweltministeriums über die deutschen 
Regelungen insbesondere bei der Verga-
be von Abbaulizenzen und der Überwa-
chung bergbaulicher Tätigkeit. Neben 
Fachvorträgen wurden in dem intensiven 
Erfahrungsaustausch auch Fragen zur 

Renaturierung und Umweltstandards 
behandelt. Im Mittelpunkt des Besuchs 
einer chinesischen Regierungsdelegation  
in Kooperation mit der Deutschen Ge-
sellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) im September 2011 standen 
Fragen zu Sicherungsmaßnahmen im 
Altbergbaubereich und zur Sanierung 
bergbaulicher Flächen.  Anschließend 
konnte sich die Delegation vor Ort auf 
dem Gelände der ehem. Zeche Radbod 
in Hamm ein Bild von der Nachnutzung 
einer ehem. Zechenfläche machen. Eine 
weitere chinesische Delegation interes-
sierte sich vor allem für Fragen zur Si-
cherheit und Vorbeugungsmaßnahmen 
im Gesundheitsschutz.

Vier Wochen einer insgesamt zwei Jahre 
dauernden Fortbildung unter der Regie 
der Deutschen Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit verbrachte 
Boldkhuyag Sanduijav aus der fernen 
Mongolei in der Bergbauabteilung der 
Bezirksregierung Arnsberg. Der ausge-
bildete Chemie- und Umweltingenieur 
erhielt in dieser Zeit einen Einblick in die 
vielfältigen Aufgabenbereiche der Berg-
bauabteilung als Genehmigungs-, Auf-
sichts- und Beratungsbehörde. Voraus-
setzung für die intensive Schulung in den 
Fachdezernaten waren gute Deutsch-

kenntnisse, die Herr Sanduijav zuvor 
in einem speziellen Deutschkurs in der 
Mongolei erworben hatte. Das Weiter-
bildungsprogramm in der Bergbehörde 
wurde speziell auf die Bedürfnisse des 
auch als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
des Zentrums für Wissenschaft und Tech-
nologie der Mongolei tätigen Umweltin-
genieurs abgestimmt. Hierzu gehörte die 
Vermittlung fachspezifischer Kenntnisse 
im Bereich der Rohstoffgewinnung im Ta-
gebau, der Untergrundspeicherung und 
Tiefbohrungen, Umweltverträglichkeits-
prüfungen und Genehmigungsverfahren.

Zum ersten Mal nahm die Bezirksregie-
rung Arnsberg 2011 am Tag des offenen 
Denkmals teil. Das Anfang des 20. Jahr-
hunderts erbaute Oberbergamtsgebäu-
de in Dortmund öffnete an diesem euro-
paweit stattfindenden Tag seine Pforten. 
Die Resonanz war überwältigend. Mehr 
als 1.200 Besucher ließen es sich nicht 
nehmen, einmal hinter die historischen 
Mauern des ehrwürdigen Gebäudes zu 
schauen. Wenige Tage zuvor war das alte 
Oberbergamtsgebäude von den Denk-
malschützern der Stadt zum „Denkmal 
des Monats“ gekürt worden Nach der 
Eröffnung des Denkmaltages der Stadt 

Dortmund durch Oberbürgermeister 
Sierau und Regierungspräsident Dr. 
Bollermann, die in dem neu renovierten 
historischen Großen Sitzungssaal statt-
fand, konnten sich die Besucherinnen 
und Besucher über die Geschichte und 
die Aufgaben der Bergbehörde, die seit 
über einem Jahrhundert ihren Sitz in 
Dortmund an der Goebenstraße hat, 
informieren. Viele Gäste schlossen sich 
den organisierten Führungen durch das 
Haus an. Eine Ausstellung zur Archi-
tektur und eine Multivisionsschau zur 
Geschichte des Hauses rundeten das 
Programm ab.

Im Januar 2011 fand auf dem Gelände 
der ehem. Zeche Hansemann in Dort-
mund ein Energie- und Rohstoffwirt-
schaftliches Symposium statt. Vor 200 
Expertinnen und Experten aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Politik stellten 
Wirtschaftsminister Voigtsberger und 
die im NRW-Landtag vertretenen Par-
teien der SPD, der CDU und Bündnis 
90/Die Grünen die Kernpunkte für die 
künftige Energiepolitik des Landes dar. 
Regierungspräsident Dr. Bollermann 
stellte eine umfassende und rechtzei-

tige Information sowie eine frühzeitige 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger an Planungen von Großvorhaben in 
den Mittelpunkt seines Vortrages. Ein 
weiteres Energiewirtschaftliches Sym-
posium unter Federführung der Wirt-
schaftsförderung metropoleruhr GmbH 
fand am 13. Februar 2012 in Hagen 
statt. Schwerpunkt war dabei der Atom-
ausstieg und die damit verbundenen 
Konsequenzen für die Energiewende in 
NRW und Deutschland. 

aUSländiSche delegationen ZU gaSt

Praktikant aUS dem fernen oSten

tag deS offenen denkmalS

rohStoff- Und energiewirtSchaftlicheS SymPoSiUm

Sicherheit Unter tage
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die BergBehörden informieren

 geothermie – erdwärme 
für nordrhein-westfalen

Die von der EnergieAgen-
tur NRW herausgegebene 
Broschüre enthält die Nut-
zungsverfahren, verschiedene 
Projektbeispiele sowie die 
wichtigsten Adressen der für 
die Bewilligung von Zuschüs-
sen zuständigen Stellen.

 Jahresbericht der Bergbe-
hörden des landes nrw

Dieser jährlich erscheinende 
Bericht informiert über alle 
bergaufsichtlich relevanten 
Belange im Land NRW:
Energie und bergwirtschaft-
liche Entwicklung, Bergbau 
und Umwelt, Sicherheitstech-
nik im Bergbau sowie den 
Aufbau der Bergbehörden.

 grubengas – ein energie-
träger in nrw

Die Broschüre der Energie-
Agentur.NRW beschreibt die 
Verwertung des Grubengases 
als modernen Brennstoff . Sie 
enthält außerdem die wich-
tigsten Anschriften und Tele-
fonnummern der für Fragen 
des Grubengases zuständigen 
Ansprechpartner.

impressum

www.bra.nrw.de

In den drei im rheinischen Braunkoh-
lenrevier betriebenen Tagebauen Ham-
bach, Inden und Garzweiler werden jähr-
lich ca. 100 Mio. t Braunkohle gefördert. 
Die RWE Power AG hat für den Braun-
kohlentagebau Hambach den 3. Rah-
menbetriebsplan für die Fortführung 
des Tagebaus von 2020 bis 2030 bei der 
Bergbehörde eingereicht. Die Braunkoh-
le der Tagebaue Garzweiler und Ham-
bach wird aufgrund der relativ großen 
räumlichen Entfernung mit einer werks-
eigenen Eisenbahn zu den Kraftwerks-
standorten und Fabriken transportiert. 
Die Trasse der sog. „Hambachbahn“ 
liegt auf einer Länge von 9 km im künf-
tigen Abbaufeld des Tagebaus Hambach. 
Aufgrund des fortschreitenden Braun-

kohlenabbaus wird die Werkseisenbahn 
bis zum Jahr 2014 verlegt. Die erfor-
derlichen Baumaßnahmen werden seit 
dem Jahr 2008 durchgeführt. Die Maß-
nahme umfasst auch die parallel hier-
zu durchgeführte Verlegung der Auto-
bahn A 4 und der Bundesstraße B 477.

Der Abbau im Braunkohlentagebau In-
den wird voraussichtlich  im Jahr 2030 
beendet sein. Der im Jahr 2009 geän-
derte Braunkohlenplan sieht für die 
Zeit danach anstelle der ursprünglich 
geplanten Verfüllung die Anlage eines 
ca. 11 km² großen Restsees vor. Der See 
soll ein Volumen von ca. 800 Mio. m³
haben und vorwiegend mit Wasser aus 
der Rur befüllt werden. Nach den Plan-

unterlagen soll die Befüllung 20-25 Jah-
re dauern. Die genehmigungsrechtlichen 
Verfahren sind mit dem im Frühjahr 2011 
beantragten Rahmenbetriebsplan von 
der Bezirksregierung Arnsberg als lan-
desweit zuständige Bergbehörde einge-
leitet worden. Eine Entscheidung über 
eine Änderung des Rahmenbetriebs-
plans zur Anlage des Restsees wird auf 
der Basis der Antragsunterlagen, Stel-
lungnahmen und Einwendungen jedoch 
erst getroff en, nachdem der Verfas-
sungsgerichtshof des Landes NRW über 
eine Kommunalverfassungsbeschwerde 
gegen die Änderung des Braunkohlen-
plans für den Restsee entschieden hat. 

Das Bergwerk Prosper Haniel in Bottrop 
hat bei der Bezirksregierung Arnsberg 
im Sommer 2011 eine Änderung des 
Rahmenbetriebsplans beantragt. Grund 
für die Überplanung der bisherigen Ab-
bauvorhaben ist das Ende des subventi-
onierten Steinkohlenbergbaus 2018. Mit 
der Änderung soll die Abbautätigkeit des 
Bottroper Bergwerks optimiert und den 
aktuellen politischen und wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen angepasst 
werden. Die Abbautätigkeit im Baufeld 

Prosper Nord soll reduziert werden und 
dafür in den weniger besiedelten Bau-
feldern Ost und West mehr Kohle ab-
gebaut werden. Die Überarbeitung des 
Abbauplans erfolgt in Abstimmung mit 
der Bezirksregierung Arnsberg sowie 
unter Beteiligung der Fachbehörden und 
der Träger öff entlicher Belange. Dabei 
werden insbesondere die ökologischen 
Auswirkungen in der Kirchheller Heide 
berücksichtigt und wie bisher durch ei-
nen Monitoringarbeitskreis begleitet. 

verlegUng der hamBachBahn
im rheiniSchen BraUnkohlenrevier

Bergwerk ProSPer haniel verlagert SteinkohlenaBBaU
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Kontakt

Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und

Energie des Landes Nordrhein-Westfalen

40213 Düsseldorf 

www.mwebwv.nrw.de

Ministerium für Wirtschaft, 

Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Haroldstraße 4, 40213 Düsseldorf 

www.mwebwv.nrw.de

Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Bauen, Wohnen und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen

Jahresbericht 2010 der Bergbehörden 
des Landes Nordrhein-Westfalen
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